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Who cares? – Zur Reichweite gewerkschaft licher 
Interessenvertretung für gute Pflege in Deutschland
Zusammenfassung
Das Megathema Gute Pflege beschäftigt auch die Gewerkschaften in Deutschland in 
hohem Maße. Am Beispiel der  ver.di (Vereinigten Dienstleistungsgewerkschaft) erörtert 
der Beitrag zunächst die multiperspektivische Herangehensweise der gewerkschaft lichen 
Interessenvertretung, die unterschied liche gesellschaft liche Gruppen, z. B. professionelle 
Pflegekräfte und pflegende Angehörige mit Erwerbstätigkeit, einbezieht. Unterscheiden 
sich Ak tionsformen und Vorgehensweisen im Detail, so kann die gemeinsame Grund-
haltung der gewerkschaft lichen Anstrengungen unter dem Leitwort „Gute Pflege für alle“ 
beschrieben werden. Die Gewerkschaften und nament lich ver.di sind herausgefordert, 
diese Haltung in gesellschaft liche Debatten zu tragen, um von den Adressaten ihrer 
Interessenvertretung als eben  solche wahrgenommen zu werden.
Abstract
“Good Care” as a central challenge in the present and the future is also an issue that 
greatly preoccupies the German labor unions. The view of the German United Services 
Union “ver.di” (Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft) regarding this problem can be 
characterized as multi- perspectival, since it represents a variety of social groups, e. g., 
professional nurses and care workers or otherwise employed workers who nurse their 
relatives. Even if ac tions and strategies differ in detail, the basic attitude of all efforts 
can be summarized under the guiding principle of “good care for all”. All labor  unions, 
and ver.di in particular, are therefore called upon to communicate this posi tion in public 
debates to be appreciated as effective lobbyists of their members’ interests.
1 Gute Pflege – ein Megathema
Gegenwart und Zukunft der Pflege sind gesellschaftspolitische Megathe-
men – 2,6 Millionen pflegebedürftige Menschen leben in Deutschland 
und werden von mehr als einer Million Beschäftigten in der ambulanten 
und sta tionären Altenpflege versorgt und betreut. In kaum einem ande-
ren Bereich besteht seit Jahren ein ähn lich dramatischer und konstanter 
Fachkräftebedarf. Bis zum Jahr 2030 wird die Zahl der pflegebedürfti-
gen Menschen um etwa eine Million zunehmen. Es ist davon auszu-
gehen, dass bis dahin ein zusätz licher Pflegekräftebedarf von mehr als 
300.000 Vollkräften in der Altenpflege entsteht, darunter etwa 140.000 
Pflegefachkräfte.
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Mit der Einführung der Pflegeversicherung hat die Politik vor 20 
Jahren (1995) eine erste grundlegende Antwort auf die damals sichtbar 
werdenden Herausforderungen gegeben; inzwischen besteht erheb licher 
Nachbesserungsbedarf. Der Koali tionsvertrag aus dem Jahr 2013 enthält 
ein ausführ liches Kapitel zu aktuellen Reformvorhaben. Zur Umset-
zung haben seither zwei „Pflegestärkungsgesetze“ und ein Gesetz zur 
besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf ein Feuerwerk 
pflegepolitischer Maßnahmen entzündet, das Verbesserungen bei den 
Leistungen für Pflegebedürftige ebenso wie für pflegende Angehörige 
und professionell Pflegende brachte, ein drittes Pflegestärkungsgesetz 
ist auf dem Weg.
Im Januar 2014 hat die Bundesregierung das Amt des Pflegebevoll-
mächtigten geschaffen – er soll die Belange der Pflegebedürftigen, die 
ihrer Angehörigen und die der Pflegekräfte wahren. Sie hat damit auch 
institu tionell sichtbar gemacht,  welche Bedeutung sie dem Zukunfts-
thema Pflege beimisst.
Interessenvertretungen in der Pflege, Expertenbeiräte und pflegepoli-
tische Gremien haben sich seit Einführung der Pflegeversicherung in 
großer Vielfalt entwickelt. Die Interessen der verschiedenen Betroffe-
nen werden von zahlreichen Berufsverbänden, Selbsthilfeeinrichtun-
gen und Organisa tionen vertreten. Dem Deutschen Pflegerat etwa, 
der seit 1998 als Arbeitsgemeinschaft und Dachverband verschiedener 
Berufsverbände existiert, gehören 16 Organisa tionen an. 23 Organisa-
tionen, darunter Wohlfahrts-, Frauen- und Berufsverbände, bilden 
das „Bündnis für gute Pflege“, das DGB und ver.di im Februar 2012 
ins Leben gerufen haben.
In dieser Situa tion lohnt ein gründ licherer Blick auf die Rolle der 
Gewerkschaften als Interessenvertretung guter Pflege.1 Dabei kann es 
sich hier nur um einen ersten Überblick handeln.2 Angrenzende Fragen 
1 Ich danke der Herausgeberin, in der Ouvertüre des Jahrbuchs dieser Frage aus 
der Praxisperspektive nachgehen zu dürfen. Das wissenschaft liche Interesse an 
der gesellschaft lichen Gestaltungsmacht der Gewerkschaften ist m. E. durch-
aus steigerungsfähig und es würde mich freuen, mit meinem Beitrag hier einige 
Impulse zu geben. Zu Gewerkschaften als Gegenstand wissenschaft licher For-
schung vgl. Schröder 2014, 17f.
2 Der Beitrag beschränkt sich auf die Gestaltungsaufgaben der Gewerkschaften in 
Deutschland, wiewohl et liche Fragen sich europaweit ähn lich stellen und die Mög-
lichkeiten und Verantwort lichkeiten der Sozia lpartner euro päisch- vergleichend 
besonders sichtbar gemacht werden können. Vgl. dazu EFILWC 2011.
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nach dem Verhältnis der in Deutschland für die Beschäftigten in der 
Pflege zuständigen DGB-Gewerkschaft ver.di zur „Ärzte- Gewerkschaft“ 
Marburger Bund oder zu den in einigen Bundesländern entstehenden 
Pflegekammern können nur angedeutet werden.
2 Gewerkschaften als Interessenvertretung in der Pflege
Welche Interessen vertreten Gewerkschaften in den pflegepolitischen 
Debatten? Welche Interessen werden überhaupt von Gewerkschaften 
erfolgreich vertreten? Diese Fragen werden in Deutschland von vielen 
Menschen zuerst mit Skepsis beantwortet. Sind bei Gewerkschaften nicht 
eigent lich vor allem die Interessen der männ lichen Normalarbeitnehmer 
gut aufgehoben, die in einer Industriebranche vollzeiterwerbstätig sind? 
Haben Gewerkschaften nicht eine Kultur, die es teilzeitbeschäftigten 
Frauen in Dienstleistungsbranchen schwer macht, dort ihre Interessen 
zu Gehör zu bringen (vgl. Podann 2012)?3
Diese generell beobachtbaren Vorbehalte fanden und finden im Gesund-
heitswesen und in der Altenpflege eine Zuspitzung. Selbstlosigkeit und 
Zuwendungsbereitschaft waren tradi tionell die unabdingbaren Charakte-
ristika der Pflegeberufe. Krankenschwestern sahen sich im Krankenhaus 
mit dem organisatorischen Erfordernis totaler Verfügbarkeit und völliger 
Vereinnahmung für die Bedürfnisse der Patienten konfrontiert und lei-
teten ihr eigenes Berufsethos und Selbstverständnis aus der Unbedingt-
heit  dieses Anspruchs ab (vgl. Bode 1995, 63). Für die Wahrnehmung 
eigener Bedürfnisse war oft wenig Raum, nicht nur aber vor allem auch 
in den christ lichen Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, die in 
Deutschland über Jahrzehnte eine außerordent lich starke Stellung hat-
ten und in denen das arbeitsrecht liche Leitbild der „Dienstgemeinschaft“ 
die Normalität einer gewerkschaft lichen Vertretung eigener Interessen 
zusätz lich verstellte.
Die Unsicherheiten, inwieweit man in den Gewerkschaften für Fragen 
guter Pflege einen kompetenten Ansprechpartner und Interessenvertreter 
3 Anders u. a. (2015) präsentieren Zahlen zur Mitgliederentwicklung der deut-
schen Gewerkschaften, die zu dieser Skepsis passen, wiewohl hervorzuheben 
ist, dass die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di gerade im Bereich der 
Frauenbranchen und -berufe (Erzieherinnen, Krankenpflegekräfte etc.) in den 
letzten Jahren eine besonders günstige Mitgliederentwicklung nahm.
46 Eva M. Welskop- Deffaa
habe, resultieren – so scheint mir – zusätz lich daraus, dass das Mandat 
der Gewerkschaften bei  diesem Thema zu oft exklusiv auf die Vertretung 
der Interessen der in Einrichtungen (Krankenhäusern und Pflegeheimen) 
professionell Tätigen verengt wahrgenommen wird.
Tatsäch lich nehmen Gewerkschaften, nament lich ver.di, Interessen-
vertretung für gute Pflege aus verschiedener Perspektive wahr:
a) aus der Perspektive der in der Pflege Erwerbstätigen (der abhängig 
Beschäftigten ebenso wie der Soloselbstständigen in der ambulan-
ten Pflege),
b) aus der Perspektive aller Beschäftigten, die familiäre Pflege und Beruf 
vereinbaren wollen/müssen, ganz unabhängig davon, wo und in wel-
cher Branche sie tätig sind,
c) aus der Perspektive der in der Sozia lversicherung Versicherten, u. a. 
aus der Perspektive der Beitragszahler/-innen und (potentiellen) Leis-
tungsempfänger/-innen der Pflegeversicherung – über die Mitwirkung 
in der sozia len Selbstverwaltung,
d) aus der spezifischen Perspektive der Vielfalt unterschied licher Betrof-
fenheiten – insbesondere auch aus der in der globalisierten Welt 
immer wichtiger werdenden Perspektive pflegebedürftiger Migrant/-
innen und aus der Perspektive von migrantischen Pflegekräften 
(im Privathaushalt).
Dank dieser multiperspektivischen Interessenvertretung wird die Ver-
einte Dienstleistungsgewerkschaft zu einem Kompetenzreservoir in 
Sachen guter Pflege, das die Sprachfähigkeit vieler anderer Akteure 
im Bereich der Pflegepolitik weit übersteigt. Durch die bereits in den 
eigenen Reihen vollzogene Einbeziehung verschiedener Interessen 
ist die gewerkschaft liche Stimme in der Pflegepolitik zugleich sach-
kundige Interessenvertretung i. e. S. als auch gemeinwohlorientierte 
Lobby istin für eine gute Pflegeinfrastruktur, die den lebenslaufpoliti-
schen Anforderungen einer älter werdenden Gesellschaft umfassend 
Rechnung tragen kann.4
4 Zur Herausforderung in einer Gesellschaft des langen Lebens eine gemeinwohl-
orientierte genera tionen- und geschlechtergerechte Politik zu gestalten vgl. meinen 
Beitrag im Jahrbuch für Christ liche Sozia lwissenschaften (Welskop- Deffaa 2012).
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3 ver.di als Vertreterin der Interessen  
professioneller Pflegekräfte
Dien liche Sachwalterin und attraktive Interessenvertretung professionel-
ler Pflegekräfte ist eine Gewerkschaft zuerst, indem sie in Tarifverträgen 
faire Entlohnung und gute Arbeitsbedingungen durchsetzt (vgl.  Schröder 
u. a. 2011, 44). Im Geschäftsbericht des zuständigen Fachbereichs 3 der 
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di für die Jahre 2011 bis 2014 
heißt es entsprechend:
„Schwerpunkt unserer Arbeit ist die Tarifpolitik. Weil es keinen Branchentarif-
vertrag gibt und der Wettbewerb voll durchgeschlagen hat, haben wir in den 
vergangenen Jahren aus der Not eine Tugend gemacht und unzählige Haustarif-
verhandlungen geführt. Bundesweit mehr als 3.000 Tarifverträge in unserem 
Fachbereich sind eine große Herausforderung für Verhandlungsführungen, 
Tarifkommissionen und Interessensvertretungen. Unser strate gisches Ziel ist 
es, den Flächentarifvertrag wieder zu stärken.“ (ver.di 2014, 7).
Die Tarifbindung im Gesundheitswesen, in dem zurzeit etwa 35 Pro-
zent der Arbeitnehmer/-innen in tarifgebundenen Betrieben arbeiten, 
zu steigern, bleibt eines der zentralen Anliegen, wenn es darum geht, 
die Reichweite gewerkschaft licher Interessenvertretung für gute Pflege 
auszudehnen. Das Ziel hängt eng mit dem Organisa tionsgrad und der 
Mitgliederentwicklung zusammen – naturgemäß sind Gewerkschaften 
als Verhandlungspartner umso stärker, je mehr Mitglieder sie vertreten. 
Die Bilanz der erreichten Erfolge fällt für die letzten Jahre uneinheit lich 
aus: Trotz erheb licher Anstrengungen gelang es zum Beispiel nicht, bei 
der Asklepios Kliniken GmbH – die in 150 Gesundheitseinrichtungen 
mehr als 45.000 Menschen beschäftigt – Tarifverträge durchzusetzen. 
Tarifflucht blieb das Geschäftsmodell  dieses Krankenhausbetreibers. Die 
Charité in Berlin hingegen taucht auf der Erfolgsbilanz der ver.di auf: 
Die Kolleginnen und Kollegen an der Charité erreichten 2014 einen 
Tarifvertrag zur Einstellung von 80 zusätz lichen Pflegekräften – den 
ersten Tarifvertrag dieser Art in der Branche überhaupt. Diese Tarifaus-
einandersetzung schuf bundesweit Aufmerksamkeit für das Großthema 
„Mehr Personal“ und bereitete der politischen Kampagne für gesetz liche 
Personalbemessung den Boden.
Die Zersplitterung der Tariflandschaft in Krankenhäusern und Pflege-
einrichtungen in zahllose Haustarifverträge ist einer der wichtigen 
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Gründe für die Varianz der Stundenlöhne in der Pflege, die auch der 
Bevollmächtigte der Bundesregierung für Pflege 2015 kritisch konstatierte 
(vgl. Beauftragter der Bundesregierung/IAB 2015, 15).
Die Schwierigkeiten, den Arbeitgeber/-innen unter den Bedingun-
gen einer ökonomisierten Gesundheitspolitik in Tarifverträgen faire 
Löhne für das Pflegepersonal abzuringen, führten inzwischen zu neuen 
gewerkschaft lichen Ak tionsformen (wie etwa Flashmobs zur „Pflege 
am Boden“) und zu einer intensiveren Verzahnung von tarifpolitischen 
und politischen Kampagnen, da die Durchsetzbarkeit guter Löhne 
und guter Arbeitsbedingungen durch Tarifverträge wesent lich mit den 
Refinanzierungsmög lichkeiten zusammenhängen, die die Arbeitgeber 
gegenüber Kranken- und Pflegeversicherung sehen. Die Kommunika-
tionsstrategie zur gesetz lichen Personalbemessung im Krankenhaus („Der 
Druck muss raus“) ist Beispiel einer solchen kombinierten Anstrengung, 
für die weit über den Kreis der ver.di- Mitglieder hinaus Unterstützung 
gewonnen werden konnte.
Ausgangspunkt der gewerkschaft lichen – tarifvertrag lichen und politi-
schen – Interessenvertretung der professionell Pflegenden ist eine genaue 
Analyse der Situa tion in der Gesundheitsbranche. Sie ist unübersehbar 
gekennzeichnet durch zahlreiche Besonderheiten, die die gewerkschaft-
liche Interessenvertretung vor Herausforderungen stellen:
  • eine stark (geschlechter-)hierarchische Gliederung der Berufe im 
Gesundheitswesen, mit akademisch ausgebildeten Ärzten (ursprüng-
lich überwiegend Männer) und fachschu lisch ausgebildeten Pflegeper-
sonen (ursprüng lich überwiegend Frauen) mit sehr unterschied licher 
Verhandlungsmacht in den komplexen Strukturen des Gesundheits-
wesens;
  • eine Teilung der Pflege in Kranken-, (Kinder-) und Altenpflege mit 
unterschied lichen Ausbildungen, unterschied lichem Selbstverständnis 
und unterschied licher Bezahlung;
  • eine belastende Arbeitssitua tion in Krankenhäusern und Pflegeein-
richtungen, die seit einigen Jahr(zehnt)en durch einen steigenden 
Wettbewerbsdruck (in privaten Einrichtungen und darüber hinaus) 
gekennzeichnet ist, der die Pflegenden als „schwächstes Rad“ im 
Getriebe besonders betrifft;5
5 Die Befragungen des DGB-Index „Gute Arbeit“ machen, ebenso wie Studien 
der BAuA, den hohen Arbeitsdruck, Arbeitshetze und fehlende Pausen als Pro-
blem der Branche sichtbar: 87% der in der Pflege Arbeitenden sagen, dass sie 
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  • die Einrichtungen verweisen bei Tarifverhandlungen auf fehlende Re- 
Finanzierungsmög lichkeiten durch Kranken- und Pflegeversicherung, 
letzt lich sitzt die Politik in Gestalt von monat lich undurchschaubarer 
werdenden Regelwerken des (fünften und elften Bandes des) Sozia l-
gesetzbuchs immer mit am Tisch;
  • Tarifverhandlungen und Reichweite der Tarifverträge sind geprägt 
durch den hohen Anteil kirch licher Häuser: Mit ihrem „Dritten Weg“ 
unterscheiden sie sich von den Spielregeln der Lohnfindung, die in 
anderen Teilen der Wirtschaft gelten;
  • einen wachsenden Bereich ambulanter Pflegedienste, in denen 70% 
der Beschäftigten teilzeitbeschäftigt und 88 % der Beschäftigten weib-
lich sind; zu einem nicht unerheb lichen Teil wird ambulante Pflege 
von Solo- Selbstständigen mit prekärer sozia ler Absicherung erbracht, 
deren „ersparte“ Sozia lversicherungsbeiträge die Löhne der abhängig 
Beschäftigten in der ambulanten Pflege unter Druck setzen.
Zusammenfassend ergibt sich daraus für ver.di ein klares Mandat: Die 
Beschäftigten in der Pflege wünschen sich eine auskömm liche Finanzie-
rung von Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, um bei Personal-
bemessung, Qualitätssicherung und Vergütung die notwendigen finan-
ziellen Spielräume zu haben. Sie stehen Gewinnorientierung als Maxime 
der Gesundheitsversorgung skeptisch gegenüber, sehen sich als Teil der 
öffent lichen Daseinsversorgung (95 Prozent von ihnen sagen, „wir leis-
ten einen gesellschaft lich wichtigen Beitrag“) und sind in hohem Maße 
am Wohlergehen der Patient/-innen interessiert. Ihr Anspruch an eine 
starke Interessenvertretung für gute Pflege reicht damit über ihr eigenes 
Wohlergehen sichtbar hinaus.
4 Gewerkschaften als Vertreterinnen der Beschäftigten,  
die familiäre Pflege und Beruf vereinbaren
Die Situa tion der Pflege in Deutschland ist allem Ausbau professionel-
ler Angebote zum Trotz maßgeb lich eine Frage informeller Pflege und 
pflegender Angehöriger: Nach der Pflegestatistik 2013 werden 48 Prozent 
seit Jahren immer mehr in der gleichen Zeit leisten müssen; 74 % von ihnen 
glauben nicht, dass sie bis zur Rente durchhalten werden (vgl. ver.di 2013).
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der Pflegebedürftigen ausschließ lich durch Angehörige gepflegt.6 Über-
wiegend wird diese informelle Pflege von Menschen im erwerbsfähigen 
Alter geleistet, insbesondere von Frauen, die erwerbstätig sind. Damit ist 
familiäre Pflege ein Thema gewerkschaft licher Arbeit. Da einerseits infor-
melle Pflege auf die Beschäftigungsfähigkeit zurückwirkt, andererseits 
die Bedingungen der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ganz wesent-
lich über die Mög lichkeiten guter Pflege von Angehörigen entscheiden, 
müssen Gewerkschaften als Interessenvertretung der Beschäftigten sich 
 dieses Themas vordring lich annehmen. Der Anteil der Erwerbstätigen 
an allen informell Pflegenden unter 65 Jahren liegt heute bei 66 Prozent: 
Beschäftigte in allen Branchen und Berufen erwarten von „ihrer Gewerk-
schaft“, dass sie tarifvertrag lich und politisch dafür sorgt, dass Pflege und 
Beruf zu vereinbaren sind (vgl. Geyer/Schulz 2014, 294). Pflegepolitik 
wird auf diese Weise zu einem gewerkschaft lichen Querschnittsthema, 
das Betriebs- und Personalräte, Gleichstellungs-, Tarif- und Sozia lpolitik 
gleichermaßen betrifft.
Mit dem Pflegezeitgesetz von 2008 und dem Familienpflegezeitgesetz 
von 2012 reagierte die Bundespolitik schrittweise auf die mit den sich 
verändernden Erwerbsverläufen von Frauen wachsende Herausforderung, 
die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
zu verbessern, nahm allerdings kritische Hinweise der Gewerkschaften 
dabei nur ungenügend auf. Auch die im Koali tionsvertrag 2013 gegebene 
Zusage beide Gesetze zusammen zu führen und bedürfnisgerecht weiter 
zu entwickeln, wurde mit dem Familienpflegezeitreformgesetz 2014 nur 
ansatzweise eingelöst. Allein mit dem Rechtsanspruch auf Familienpfle-
gezeit und dem Pflegeunterstützungsgeld, das während der zehntägigen 
Freistellung im akuten Pflegefall als Lohnersatzleistung gewährt wird, 
wurden zwei gewerkschaft liche Forderungen end lich umgesetzt (vgl. 
DGB 2014, 8 f.).
6 Insgesamt werden gegenwärtig 71 Prozent der Pflegedürftigen in der eigenen 
Häus lichkeit und damit ganz oder teilweise von Angehörigen gepflegt (vgl. 
Rothgang u. a. 2015, 189). Auf der Homepage des Ressorts Arbeitsmarkt- und 
Sozia lpolitik der ver.di erscheint unregelmäßig der Infodienst sopoaktuell, der 
u. a. Informa tionen zum Themenfeld „Vereinbarkeit von Beruf und Pflege“ bereit 
hält: z. B. sopoaktuell Nr. 179 „Menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte!“ 
vom 27. 8. 2014 (sopoaktuell 2014a), Nr. 191 „Vereinbarkeit von Beruf und Pflege 
verbessern“ vom 15. 10. 2014 (sopoaktuell 2014b) oder Nr. 220 „Alter(n)sgerecht 
Arbeiten“ vom 4. 8. 2015 (sopoaktuell 2015).
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Der Handlungsbedarf ist daher weiter groß; eine sachgerechte Problem-
lösung muss aus gewerkschaft licher Perspektive insbesondere berück-
sichtigen, dass
  • die Erwerbsquote weib licher Pflegeleistender in den letzten Jahren 
stark gestiegen ist – von 37 auf 61 Prozent  zwischen 2001 und 2012 
(vgl. Geyer/Schulz 2014, 297);
  • pflegende Erwerbstätige erkennbar besonderen Belastungen ausgesetzt 
sind, was sich sowohl in gesunkener Lebenszufriedenheit als auch in 
einem erhöhten Krankenstand niederschlägt;
  • die Hauptlast der familiären Pflege von 55 – 64jährigen Frauen getragen 
wird – jede achte Frau dieser Altersgruppe ist mit der Aufgabe infor-
meller Pflege konfrontiert und zeit lich durch diese Doppelbelastung 
erheb lich beansprucht: nur 23 Prozent der Pflegeleistenden leben im 
gleichen Haushalt wie die Pflegebedürftigen; Fahrtzeiten kommen als 
zeit liche Belastung zu den anderen Belastungsfaktoren hinzu;
  • familiäre Pflege überwiegend von Teilzeitbeschäftigten geleistet wird 
(7,5 Prozent der Teilzeitbeschäftigten geben an, Pflegeleistungen zu 
erbringen, bei den Vollzeitbeschäftigten sind es 4 Prozent);7
  • gerade für berufstätige pflegende Angehörige die Pflege von demenz-
kranken Angehörigen mit großen Belastungen verbunden ist.
Zusammenfassend ergibt sich für ver.di, politisch und tarifvertrag lich 
darauf zu dringen, die Spielräume für individuell passende Vereinbar-
keitslösungen im Lebensverlauf weiter zu verbessern.8
Dass das Familienpflegezeitgesetz in seiner ursprüng lichen Form 2011 
mit den praktischen betrieb lichen Anforderungen nicht zusammenpassen 
würde, hatten DGB und ver.di bereits in ihren ersten Stellungnahmen 
signalisiert. Die inzwischen erfolgten Nachbesserungen berücksichtigen 
einen Teil der gewerkschaft lichen Kritik ebenso wie das Zweite Pflege-
stärkungsgesetz (PSG II) – der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff und 
7 Der Anteil der Vollzeitbeschäftigten an allen Pflegenden liegt bei 38 Prozent 
(der Anteil der Vollzeitbeschäftigten an der erwerbsfähigen Bevölkerung liegt 
bei 51 Prozent). Dazu vgl. Geyer/Schulz 2014, 299.
8 Zu den Notwendigkeiten bei der Weiterentwicklung der Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf unterschied liche Lebensverläufe zu berücksichtigen und daher die 
Vereinbarkeitsfrage in das Konzept einer Lebenslaufpolitik zu integrieren s. u. a. 
Kocher u. a. 2013 und ZdK 2013. Zu den konkreten Bedarfen pflegesensibler 
Arbeitzeitgestaltung vgl. Reuyß u. a. 2014.
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die Neugestaltung der Pflegegrade/ der Rentenversicherungsansprüche 
stellen Verbesserungen dar, die auf die tatsäch liche Lebenswirk lichkeit 
erwerbstätiger Pflegender Rücksicht nehmen. Das Grundproblem, einer 
Unterversorgung mit guten ambulanten Einrichtungen und einer ins-
gesamt zu großen Fokussierung auf die familiäre unbezahlte Pflege, ist 
allerdings ungelöst.
5 Gute Pflege braucht gute Sozia lversicherungsleistungen – 
Gewerkschaft liche Interessenvertretung in der sozia len 
Selbstverwaltung
Gewerkschaft liche Interessenvertretung für gute Pflege endet nicht an der 
Grenze der beruf(sfach)lichen Interessen der Beschäftigten im Gesund-
heitswesen und sie endet nicht an den Grenzen des Vereinbarkeits-
themas. Über die Selbstverwaltung in der Sozia lversicherung sind 
Gewerkschafter/-innen Interessenvertreter/-innen aller Beitragszahler/-
innen und (zukünftigen) Leistungsempfänger/-innen, die mit ihren 
Beiträgen in die Pflegeversicherung heute das Pflegerisiko morgen ange-
messen absichern wollen.9
Die genuine, ihnen vom Gesetz ausdrück lich zugewiesene, Aufgabe der 
Gewerkschaften in der sozia len Selbstverwaltung der Sozia lversicherungen 
die Interessen der Versicherten zu vertreten, wird besonders häufig über-
sehen, wenn es um die Rolle der Gewerkschaften als Interessenvertrete-
rinnen für gute Pflege geht.
Die Unterbe lichtung der Selbstverwaltung im öffent lichen Bewusstsein 
betrifft alle Zweige der Sozia lversicherung gleichermaßen, die Konstruk-
tion der Pflegeversicherung verstärkt den Effekt allerdings. Die  sozia le 
Pflegeversicherung ist ein Hybrid – sie ist den Krankenversicherungen 
angegliedert und es entscheiden die Organe der Selbstverwaltung der 
Krankenversicherung zugleich über die Belange der Pflegeversicherung/
Pflegeversicherten, wobei unterschied liche Spielregeln zu beachten sind. 
Kritische Konstella tionen ergeben sich u. a. im Verhältnis Widerspruchs-
ausschüsse/Medizinischer Dienst der Kassen.
9 Zur Aufgabe der Selbstverwaltung und der Gewerkschaften in der sozia len 
Selbstverwaltung vgl. Rixen/Welskop- Deffaa 2015.
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Eine Stärkung der sozia lpartnerschaft lichen (!) Selbstverwaltung, wie 
im Koali tionsvertrag 2013 angekündigt (vgl. CDU/CSU/SPD 2013, 74), 
wäre nötig und hilfreich, um die berechtigten Interessen der Betroffenen 
intensiver in die Entscheidungsfindung der Sozia lverwaltung einfließen 
zu lassen. Das Verständnis, dass vom Wortlaut des Gesetzes (§ 48 SGB 
IV) und aus der Geschichte heraus Gewerkschaften die „geborenen“ 
Selbstverwalter sind, die auf Augenhöhe mit den Arbeitgebern auf der 
anderen Bank im paritätischen Gremium zum Wohle der Versicherten 
verhandeln, ist in der Breite der Bevölkerung verloren gegangen. Die 
vielerorts populäre Idee, die Selbstverwaltung der Sozia lversicherungen 
durch andere Akteure als durch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisa-
tionen (z. B. Patientenselbsthifeorganisa tionen) zu erweitern, verkennt 
den Charakter der Selbstverwaltung als sozia lpartnerschaft liche Institu-
tion und würde – dem ersten Anschein entgegen – am Ende zu einer 
Schwächung der selbstverwalteten Interessenvertretung führen. Respon-
sivität – aktive Nähe zu den Versicherten – ist Qualitätsmerkmal guter 
Sozia lverwaltung, wie sie über sozia lpartnerschaft liche Selbstverwaltung 
sichergestellt werden kann, solange die Kompetenzen der Selbstverwal-
tung nicht (weiter) beschnitten werden und ihre paritätische Verortung in 
der Erwerbswirk lichkeit nicht in Frage gestellt wird (vgl. Welskop- Deffaa 
2015). Gewerkschaften ihrerseits müssen den mit den sozia lpartnerschaft-
lichen Strukturen der Selbstverwaltung an sie gerichteten Anforderungen 
an die Wahrnehmung vielfältiger Bedürfnisse sichtbar gerecht werden 
durch eine vielfältige Zusammensetzung der Arbeitnehmer/Versicher-
tenbänke in der Selbstverwaltung, durch transparente Listenaufstellung 
und aktive Kommunika tion mit denen, deren Interessen Selbstverwal-
tung vertreten soll und will (vgl. Klenk u. a. 2012, 119).
Jenseits aller Unterschiede  zwischen den Sozia lversicherungszweigen 
lassen sich die Mög lichkeiten der Interessenvertretung in der sozia len 
Selbstverwaltung heute zu vier Funk tionen zusammenfassen:
  • in der Kontrolle der Geschäftsführung (Kontroll- und Impulsfunk tion – 
vergleichbar einem Aufsichtsrat)
  • in der direkten Mitentscheidung über wichtige Grundsatzfragen, 
(darunter insbesondere auch bei der Bestellung hauptamt licher Füh-
rungskräfte)
  • in der Einzelfallprüfung vor allem in Widerspruchsausschüssen und
  • in der Beratung der Versicherten (z. B. durch „Versichertenälteste“).
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Wer Selbstverwaltung als Garantin responsiven Verwaltungshandelns 
versteht, wird aufmerksam für das Zusammenspiel aller Funk tionen (das 
in den verschiedenen Versicherungszweigen unterschied lich austariert 
ist) ebenso wie für das Zusammenwirken aller Sozia lversicherungszweige 
zum Wohle der Versicherten. Agenten guter Pflege können und müssen 
Gewerkschafter/-innen nicht nur in der Selbstverwaltung der Kranken- 
und Pflegeversicherung sein, sondern z. B. auch als Selbstverwalter/-innen 
in den Verwaltungsausschüssen und im Verwaltungsrat der Bundes-
agentur für Arbeit (BA): Der Fachkräftebedarf in der Pflege ist – wie 
eingangs bereits dargestellt – eklatant. Schon heute ist nach der Klas-
sifizierung der BA Pflege ein Mangelberuf. Mit dem prognostizierten 
Anstieg pflegebedürftiger Menschen und dem demographisch bedingten 
Rückgang der Erwerbsbevölkerung nimmt der Mangel erkennbar zu 
(vgl. Rothgang u. a. 2015, 9). Aus der Perspektive der Versicherten und 
Beitragszahler/-innen ergibt sich daher eine Versorgungsunsicherheit, 
auf die rechtzeitig arbeitsmarkt- und berufspolitisch, ebenso wie durch 
bessere Ressourcenausstattung der Pflegeversicherung und Pflegeein-
richtungen reagiert werden muss.
Vergleichbares gilt für die Unfallversicherung: Der Berufsgenossen-
schaft für die Beschäftigten im Gesundheits- und Sozia lwesen, der BGW, 
kommt eine große Bedeutung zu bei der Erforschung von Arbeits- und 
Gesundheitsschutzrisiken der Pflegekräfte. Die Gewerkschafter/-innen 
in der Selbstverwaltung der Unfallversicherung erfüllen eine wichtige 
Impulsfunk tion – gerade in Bezug auf Präven tionskonzepte, die den 
Berufsalltag der Pflegekräfte heute und morgen attraktiver machen können.
In die Selbstverwaltung weit hinein und aus ihr heraus reichen die Debat-
ten um eine zukunftsfeste Weiterentwicklung der Pflegeversicherung und 
ihrer Finanzierung. Ein zu großer Anteil derjenigen, die im Alter pflege-
bedürftig in einer Pflegeeinrichtung leben, ist heute auf Grund s icherung 
im Alter angewiesen; ein großer Anteil derjenigen, die Grundsicherung 
im Alter beziehen, ist pflegebedürftig – d. h. das Pflegerisiko ist für den 
„Ernstfall“ über die Pflegeversicherung ungenügend abgesichert. Die 
Kosten der Pflege werden nur zum geringen Teil über die Pflegeversiche-
rung abgedeckt, zu größeren Teilen über private Einkommen/Vermögen 
und die Grundsicherungsträger. Ver.di hat bereits 2012 ein Gutachten in 
Auftrag gegeben, mit dem die Eckdaten für eine Weiterentwicklung der 
Teilkasko- Pflegeversicherung zu einer Pflegevollversicherung abgesteckt 
wurden. „Alle Leistungen, die notwendig, wirtschaft lich und zweck-
mäßig sind, werden von der Solidargemeinschaft übernommen“ – die 
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Übertragung  dieses Grundprinzips der gesetz lichen Krankenversicherung 
auf die Pflegeversicherung ist sowohl wirtschaft lich als auch finanzierbar, 
das hat die Studie der Universität Osnabrück ergeben. Für die Umset-
zung dieser Idee tritt ver.di gemeinsam mit dem DGB seither ein – in der 
politischen Arena ebenso wie in der sozia len Selbstverwaltung.
6 Gute Pflege für alle
Pflegesitua tion und Pflegeversicherung betreffen in Deutschland unter-
schied liche Teile der Bevölkerung sehr unterschied lich. Gute Pflege politik 
muss diese Unterschiede wahrnehmen – eine one- fits- all- Strategie wird 
nicht in allen Bereichen ausreichen, um das angestrebte Ziel zu errei-
chen. Vielfalt aktiv wahrzunehmen wird gerade für eine gute Pflege in 
der Einwanderungsgesellschaft unabdingbar sein, das hat zuletzt der 
Integra tionsgipfel 2015 im Bundeskanzleramt noch einmal bestätigt.
Für deutsche Gewerkschaften gehört die Wahrnehmung der Vielfalt 
seit Beginn des Jahrtausends zu ihrem „Markenkern“:
„Tarifpolitik soll den Menschen schließ lich nicht vorschreiben, wie sie zu 
leben haben, sondern ihnen helfen, so zu leben, wie sie das gerne möchten. 
Unterschied lichkeit, Individualität sind für uns keine Schreckgespenster, die 
gewerkschaft liche Solidarität untergraben, sondern eine positive Herausforde-
rung. Anders als noch vor vielleicht 40 Jahren können Gewerkschaften heute 
Solidarität nicht mehr aus vergleichsweise ähn lichen Lebenslagen abrufen. Heute 
müssen wir in sehr, sehr vielen Fällen Solidarität aus Differenz und Vielfalt erst 
aufbauen. ver.di ist diese Aufgabe gewissermaßen schon in die Wiege gelegt.“10
Auf diese Programmatik können Gewerkschaften als Anwältinnen guter 
Pflege immer wieder neu verpflichtet werden, ihre Kompetenz in der 
Gestaltung von Solidarität aus Differenz sollte gesellschaft lich genutzt 
und eingefordert werden.
Das gilt für die unterschied liche Betroffenheit von Frauen und Männern, 
auf die hier schon mehrfach hingewiesen worden ist, es gilt aber auch für 
Unterschiede  zwischen Menschen mit und ohne Migra tions hintergrund. 
10 Grundsatzrede des Vorsitzenden der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft, 
Frank Bsirske beim ver.di- Gründungskongress am 20. März 2001, stenografi-
sches Protokoll, S. 11.
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Dieser Unterschied ist von Gewerkschaften zuerst in Bezug auf Beschäf-
tigte mit Migra tionshintergrund zum Thema gemacht worden. Gefah-
ren der Ausbeutung von Migrantinnen und Migranten in Pflegeberufen 
entgegen zu wirken, gehört zu den Dauerthemen des DGB, der ver.di 
und ihrer Vorgängerorganisa tionen.11
Eine spezielle Beschäftigtengruppe, die im Kontext des Themas Pflege 
mit ihren besonderen Bedürfnissen und Gefährdungen wahrzunehmen 
ist, sind die migrantischen live- in- Pflegekräfte, die im Privathaushalt 
der zu pflegenden Personen leben und arbeiten und häufig als „Pen-
delmigrantinnen“ ein Leben  zwischen zwei Welten – ihrer Heimat und 
dem deutschen Pflegehaushalt – führen. Ihre  sozia le Absicherung, die 
Durchsetzung von Arbeitsschutz- und Arbeitszeitrechten für sie, ist von 
der Interna tionalen Arbeitsorganisa tion ILO zum Thema einer eigenen 
Konven tion gemacht worden, an deren Entstehung Gewerkschaften 
interna tional großen Anteil hatten. Über die Arbeit an der Konven tion 
ist die Interessenvertretung von Hausangestellten und live- in- Pflegekräfte 
in Deutschland von Gewerkschaften als wichtiges Aufgabenfeld zuneh-
mend erkannt worden. Der Beschluss des DGB-Bundeskongresses 2014, 
der auf gemeinsamen Antrag von ver.di, NGG und IGBAU einstimmig 
gefasst wurde, markiert eine Zäsur in Bezug auf die Handlungsbereitschaft 
und Verantwortungsübernahme der Gewerkschaften in Deutschland für 
diesen Personenkreis. Ohne stabiles gewerkschaft liches Engagement wird 
sich gute Pflege im Privathaushalt und gute Arbeit für Hausangestellte 
nicht durchsetzen lassen (vgl. DGB 2014).
Ebenso muss für Migrantinnen und Migranten, die nach Jahren der 
Erwerbsarbeit in Deutschland pflegebedürftig werden, unsere Pflegeinfra-
struktur adäquat ausgestattet sein. Der Bundesmigra tionsausschuss der 
ver.di hat 2014 das Thema „Gesundheitsversorgung, Pflege, Arbeitsschutz 
und Rehabilita tion für Menschen mit Migra tionshintergrund“ auf seine 
Agenda gesetzt. „Der Zugang zum Gesundheitssystem wird Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte durch verschiedene Barrieren vielfach 
erschwert. Sie nehmen seltener allgemeinmedizinische Leistungen und 
häufiger Notaufnahmen in Anspruch“, so heißt es im Antrag „Migra tion 
und Integra tion“, der dem 4. Ordent lichen Bundeskongress der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft in Leipzig vorgelegen hat. Die Mitglieder 
11 Stellvertretend für viele andere Belege sei hier nur auf das Projekt „Faire Mobilität“ 
des DGB verwiesen: http://www.faire- mobilitaet.de/ueber- uns/++co++aad7ecc8-
efae-11e1 – 8a24 – 00188b4dc422, abgerufen 02. 08. 2016.
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des Bundesmigra tionsausschusses wissen aus eigener Erfahrung,  welche 
Hürden sich auftun können, wenn man als türkischstämmiger oder afri-
kanischer Beschäftigter in Deutschland eine Rehaleistung der Renten-
versicherung in Anspruch nehmen will. Sie kennen das Gefühl, sich von 
einem Arzt nicht richtig verstanden zu wissen, wenn man Gesundheitsbe-
schwerden in der Nicht- Mutter- Sprache beschreiben will. Und sie haben 
erlebt, wie schwer es sein kann, für die Eltern in Deutschland ein Pflege-
heim zu finden, das kultursensibel auf die Wünsche und Bedürfnisse der 
in Deutschland alt gewordenen ersten „Gastarbeiter“-Genera tion eingeht. 
Das Posi tionspapier, das von verschiedenen Migrantenselbstorganisa-
tionen für den 8. Integra tionsgipfel der Bundesregierung im November 
2015 formuliert wurde, stimmt in wesent lichen Punkten mit den Forde-
rungen des ver.di- Bundesmigra tionsausschusses überein.12
7 Who cares? Gewerkschaft liche Interessenvertretung  
für gute Pflege
„Ein Großteil der Beschäftigten sieht die Gewerkschaften immer weniger als 
Vertreterinnen ihrer Interessen, insbesondere als erfolgreiche Vertreterinnen 
ihrer Interessen. Im gesellschaft lichen Bewusstsein hat sich das Bild der Gewerk-
schaften gewandelt von einem verläss lichen Garanten für weitgehende  sozia le 
Sicherheit zu einer trägen, den Herausforderungen der Krise, der Globalisierung 
und damit einhergehenden Veränderungen der Arbeitswelt und dem Abbau 
sozia lstaat licher Einrichtungen nicht gewachsenen Organisa tion“ (Asenbaum/
Hädicke 2007, ohne Seitenangabe).
Beschreibungen wie diese über die Rolle und Interessenwahrnehmung 
der Gewerkschaften in zentralen Fragen der Arbeitsweltgestaltung und 
Gesellschaftspolitik haben den bösen Charme sich selbst erfüllender Pro-
phezeiungen. Wer einen Schuldigen sucht für Unvollkommenheiten in der 
Tariflandschaft, wird ihn irgendwo in den Gewerkschaften schon finden.
12 Wertvolle Hinweise für die Weiterarbeit am Thema liefert die Studie „Pflege- 
und Pflegeerwartungen in der Einwanderungsgesellschaft“ des Sachverständi-
genrates deutscher Stiftungen für Integra tion und Migra tion 2015, die beim 8. 
Integra tionsgipfel vorgestellt wurde. Gute Gesundheitsversorgung in der Ein-
wanderungsgesellschaft steht und fällt mit der interkulturellen Öffnung unserer 
Altenheime, Krankenhäuser, Arztpraxen und Beratungsangebote.
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Ein solches Schwarzer- Peter- Spiel ist allerdings fahrlässig, denn mit der 
Gründung der Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg hat sich 
Deutschland erfolgreich entschieden, den Sozia lstaat durch den sozia l-
partnerschaft lichen Konsens zu stärken. Ausgleich  zwischen den Tarifparteien 
und Verständigung  zwischen den Sozia lpartnern in der Selbstverwaltung 
gehören zu den paradigmatischen Grundlagen der sozia len Marktwirt-
schaft. Damit diese Grundlagen nicht zerbröseln, brauchen wir – gerade 
in wachsenden Wirtschaftssektoren wie im Gesundheitswesen – starke 
Gewerkschaften; Gewerkschaften, deren Kompetenzprofile in zentralen 
gesellschaft lichen Fragen umfassend wahrgenommen und genutzt werden.
Die Pflegepolitik gehört zu den Zukunftsfragen, bei deren Bewälti-
gung Politik, Arbeitnehmer/-innen und Arbeitgeber auf den Rat der 
Gewerkschaften intensiver vertrauen und zu deren Gestaltung sie die 
institu tionelle Verortung der Gewerkschaften stärken sollten. Es spricht 
vieles dafür, dass Gewerkschaften mit ihrer multiperspektivischen Sicht 
auf die Dinge in Fragen von Pflege und Pflegepolitik den Zusammen-
halt der Gesellschaft stärken können, wenn sie in die Strategiefindung 
früh und umfassend eingebunden sind.
Ein starkes Vertrauen auf sozia lpartnerschaft liche Mitverantwortung 
und eine Ausdehnung der Reichweite gewerkschaft licher Interessenver-
tretung zum Wohle guter Pflege kann dabei nur Bestand haben, wenn 
die Gewerkschaften ihrerseits darauf achten, dass sie nicht in Muster 
parteipolitischer Vereinnahmung und Ausgrenzung Andersdenkender 
zurückfallen, die sie unattraktiv machen für viele potenzielle Mitglieder 
einerseits und die es ihnen andererseits in ideolo gischen Blindheiten 
verunmög lichen würden, treuhänderisch Sachwalterin all derer zu sein, 
die auf gute Pflege heute und morgen angewiesen sind.
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